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1. GEGENSTAND DIESER AUFFORDERUNG
1.1 Allgemeiner Hintergrund und Kontext des Pilotprojekts

Diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschldgen wird aus der Haushaltsinie
04 03 09 des EU-Haushalts , Pilotprojekt — Beschéftigungs- und Lebensbedingungen
entsandter Arbeitnehmer” finanziert.

Die Mittel dienen zur Finanzierung von Initiativen zur Untersuchung der tatsachlichen
Beschéftigungs- und Lebensbedingungen entsandter Arbeitnehmer und der Art und
Weisg, in der die Mitgliedstaaten, die Sozialpartner und die Arbeitsaufsichtsbehérden in
der Praxis vorgehen. Schwerpunkt des Pilotprojekts sind spezifische Sektoren, in denen
eine besonders hohe Zahl von entsandten Arbeitnehmern beschéftigt ist, z. B. die
Sektoren Bauwirtschaft, Landwirtschaft und Pflege.

Ziel des Pilotprojektsist es,

e den Austausch sachdienlicher Informationen zu fordern, bewahrte Verfahren zu
ermitteln und einen Uberblick Uber die Situation in den einzelnen Mitgliedstaaten zu
veroffentlichen,

e Fragen und Probleme zu prifen, die bei der praktischen Anwendung der
Rechtsvorschriften fur die Entsendung von Arbeiternehmern und ihrer Durchsetzung
in der Praxis auftreten konnen.

Finanziert wird unter anderem der Austausch von Informationen Uber entsandte
Arbeitnehmer, wobei das Schwergewicht auf Folgendem liegt:

e Unterschiede zwischen ihrem Lohnniveau und dem Verdienst von Arbeitnehmern,
die im Aufnahmeland eine dhnliche Téatigkeit ausliben,

e Unterschiede zwischen ihrer am Arbeitsplatz verbrachten Arbeitszeit und der
vertraglich vereinbarten Arbeitszeit,
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o tatsachliche Anzahl der bezahlten Urlaubstage,

e Lebensbedingungen einschliefdlich des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz und der
Sicherheitsvorkehrungen,

e Vertragsbedingungen und Dauer der Entsendung,
e gewerkschaftliche Vertretung im Aufnahmeland,

e Vorgehensweise der Arbeitsaufsichtsbehorden und Haufigkeit ihrer Kontrollen.

Aus der Haushaltslinie 04 03 09 werden unter anderem transnationale Projekte finanziert,
die von Interessenvertretern mit praktischen Kenntnissen der Beschéftigungs- und
Lebensbedingungen entsandter Arbeitnehmer sowie der Anwendung und/oder
Durchsetzung nationaler Rechtsvorschriften fur solche Arbeitnehmer durchgefiihrt
werden, sofern diese Projekte mindestens eines der folgenden Ziele verfolgen:

e Forderung der Analyse und/oder Uberwachung der Beschiftigungs- und
Lebensbedingungen entsandter Arbeitnehmer in spezifischen Sektoren oder
Landern;

e Forderung der Analyse der Probleme, die sich bel der Anwendung der Richtlinie
96/71/EG Uber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung
von Dienstleistungen auf dem Binnenmarkt ergeben;

e Austausch und Verbreitung sachdienlicher Informationen Uber die nationalen
Praktiken oder Kooperationsinitiativen zur Lésung von Problemen in Verbindung
mit der Entsendung von Arbeitnehmern und der Forderung bewahrter praktischer
Verfahren.

Weitere unter derselben Haushaltdinie geplante I nitiativen

Die in diese Haushatdinie engestellten Mittel belaufen sich fur 2009 auf
1 000 000 EUR (Verpflichtungen und Zahlungen). Zu den weiteren Initiativen, die aus
diesen Mitteln gefordert werden, gehdren eine Studie Uber die rechtlichen Aspekte der
Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen in der
Europdischen Union sowie eine Studie Uber die wirtschaftlichen und sozialen
Auswirkungen der Entsendung von Arbeitnehmern in der Europaischen Union. Die
erstgenannte Studie soll die Probleme prifen, die bei der praktischen Anwendung der
Rechtsvorschriften fur die Entsendung von Arbeiternehmern und ihrer Durchsetzung in
der Praxis auftreten konnen. In dieser Hinsicht sollten im Rahmen der Studie weitere
Analysen der wichtigsten Probleme durchgefihrt werden, die sich in Verbindung mit der
Durchfthrung, Anwendung und Durchsetzung der Richtlinie 96/71/EG Uber die
Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der grenziiberschreitenden Erbringung von
Dienstleistungen ergeben. Ferner sollten Féle bewdhrter Verfahren aufgezeigt,
Vorschldge zur LOsung solcher Probleme in groben Zigen umrissen und die
diesbezigliche rechtliche und praktische Situation in den Mitgliedstaaten verbessert
werden. Im Rahmen der Studie Uber die rechtliche Situation sollten die Rolle der
Behorden in den Mitgliedstaaten (Arbeitsaufsichtsbehdrden) bei der Durchsetzung der
Richtlinie sowie die Haufigkeit ihrer Kontrollen und die entsprechenden Aktivitéten der
Soziapartner in dieser Hinsicht untersucht werden. In der ausgeschriebenen Studie soll
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den bestehenden Praktiken und Initiativen, deren Ziel es ist, die Durchsetzung
sicherzustellen (z. B. grenzibergreifende Zusammenarbeit der Soziapartner und
bilaterale Abkommen zwischen Sozialpartnern), ein besonderes Augenmerk zugewandt
werden.

Die zweite Studie soll die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen in Verbindung
mit dem Phénomen der Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der
grenziberschreitenden Erbringung von Dienstleistungen bewerten, wobei  der
Schwerpunkt auf solchen Sektoren liegen soll, in denen sehr haufig auf die Moglichkeit
der Entsendung von Arbeitnehmern zurlickgegriffen wird, sowie auf denjenigen
Mitgliedstaaten, die eine relativ starke Prasenz von entsandten Arbeitnehmern aufweisen,
weil es sich dabei entweder um Aufnahme- oder um Entsendeldnder handelt. Ferner ist
der wirtschaftliche Hintergrund der Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der
grenziberschreitenden Erbringung von Dienstleistungen zu beleuchten, und es soll
versucht werden, Erkenntnisse Uber die kinftige Entwicklung dieses Bereichs und die
entsprechenden Bedingungen zusammenzutragen. Im Rahmen dieser Studie sollen
Schlussfolgerungen Uber die wirtschaftlichen, organisatorischen,
beschéftigungspolitischen und sozidlen Auswirkungen der Entsendung von
Arbeitnehmern auf der Grundlage einer wirksamen Methodik, einer umfassenden
Literaturauswertung sowie von mdoglichst umfassenden empirischen Nachweisen
gezogen werden, die sich auf die vorliegenden statistischen Daten oder die Erhebung
quantitativer wie auch qualitativer Informationen aus Anfragen an Experten und
Interessenvertreter stiitzen, und es sollen Empfehlungen zur Verbesserung der Qualitét
der Datenquellen abgegeben werden.

1.2 Spezifische Ziele dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlagen

Diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschlagen soll zu folgenden Ergebnissen
fuhren:

e Bessere Kenntnisse der Beschaftigungs- und Lebensbedingungen entsandter
Arbeitnehmer;

e bessere Bedingungen fir die geeignetere Durchfihrung und Anwendung der
Richtlinie 96/71 Uber die Entsendung von Arbeitnehmern;

e Forderung des Informationss und  Erfahrungsaustauschs  zwischen
Interessenvertretern, die sehr aktiv in die Uberwachung oder Durchsetzung der
Beschéftigungsbedingungen entsandter Arbeitnehmer eingebunden sind;

e Forderung der grenziuberschreitenden Zusammenarbeit zwischen
Interessenvertretern und Verbreitung bewdahrter Verfahren.

1.3  Forderfahige Arten von MalRnahmen und I nitiativen
Folgende Mal3nahmen kénnen kofinanziert werden:

e Seminare, Konferenzen oder kurze Schulungsmal3nahmen, in deren Mittel punkt
die Entsendung von Arbeitnehmern steht, einschliefdlich vorbereitende Studien,
Organisation von Rundtischgesprachen, Austausch von Erfahrungen und
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bewahrten Verfahren und Netzwerke, denen die wichtigsten Akteure und/oder
Experten angehdren;

e Fallstudien zur Untersuchung der Beschéftigungs- und Lebensbedingungen
entsandter Arbeitnehmer in bestimmten Berufen, Regionen und/oder Sektoren
einschliefdich Vergleichsstudien der Situation entsandter Arbeitnehmer in
verschiedenen Mitgliedstaaten;

e [nitiativen zur weiteren Sammlung, Nutzung und Verbreitung von Informationen
Uber die Entsendung von Arbeitnehmern, etwa Websites, Vertffentlichungen,
Mitteilungsblé&tter und andere Medien zur Informationsverbreitung.

1.4 Richtbetrag und héchstmdglicher Kofinanzierungssatz
Fur diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschlégen sind 350 000 EUR vorgesehen.

Die Gemeinschaftsbeteiligung ist auf hdchstens 80 % der forderfahigen Gesamtkosten
der Mal3nahme beschrankt.

2. EINREICHUNG DER FINANZHILFEANTRAGE

2.1. Fristen fur die Antragseinreichung und die Umsetzung der M alnahmen

2.1.1. Einhaltung von Fristen — Programmplanung

Es werden nur Antrage bericksichtigt, die sich auf Mal3nahmen beziehen, die im Jahr
2009 beginnen.

Da die Prifung der Antrége eine gewisse Zeit in Anspruch nimmt, konnen die
Mal3nahmen frihestens zu den nachstehenden Terminen beginnen. Antragsteller sollten
beachten, dass sie bei Genehmigung ihres Projekts die Finanzhilfevereinbarung nicht
notwendigerweise vor den angegebenen Terminen fur den Beginn der Mal3nahme
erhalten, und sollten dies bei der zeitlichen Planung ihres Projekts berticksichtigen.

Fur ale Ausgaben, die vor der schriftlichen Bestdtigung der Annahme des
Finanzhilfeantrags getétigt werden, trégt der Antragsteller das Risiko.

Vorschlage, bel denen der Projektbeginn vor den unter Punkt 2.1.2 genannten Terminen
liegt, werden vom Bewertungsausschuss nicht berticksichtigt.

Vorschlage, bei denen die unter Punkt 2.1.2 genannten Termine fir die Einreichung nicht
eingehalten werden und/oder die die Bedingungen unter Punkt 4.2 nicht erfllen, werden
vom Bewertungsausschuss nicht beriicksichtigt.

2.1.2. Fristen fur die Einreichung:

Schlusstermin fur die Einreichung der vollsténdigen Antragsunterlagen:

e 18. September 2009 fur Mal3nahmen, die frihestens am 18. November 2009 und
spétestens am 22. Dezember 2009 anlaufen.
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2.1.3. Bewertungsverfahren

Die Antrage werden von einem Bewertungsausschuss gepruft, der jeweils innerhalb von
40 Arbeitstagen nach den unter Punkt 2.1.2 genannten Schlussterminen fur die
Einreichung der Antrége zusammentritt.

Die Antrége werden unter Berlicksichtigung der Ziele dieser Aufforderung zur
Einreichung von Vorschlagen und der Kriterien gemald Ziffer 3 dieses Dokuments
ausgewahlt.

Verschweigt der Antragsteller teilweise oder vollig Informationen, die Einfluss auf die
endgultige Entscheidung der Kommission Uber den Antrag haben kdnnen, fuhrt dies
automatisch zur Ablehnung des Antrags. Wenn dies erst zu einem spéteren Zeitpunkt
festgestellt wird, hat die Kommission das Recht, den Vertrag vorzeitig aufzulsen und
die vollstandige Rickzahlung der Betrége zu verlangen, die der Empféanger im Rahmen
der Vereinbarung erhalten hat.

2.2. Kofinanzierungssatz

Die genannte Haushaltslinie erlaubt es, Projekte zu férdern, bei denen die Antragsteller
einen Eigenbeitrag von mindestens 20 % der férderfahigen Gesamtkosten tragen.
Sachleistungen werden nicht berticksichtigt.

Antrége, die einen Finanzhilfeanteil von mehr als 80 % vorsehen, werden automatisch
von der Auswahl ausgeschlossen.

3. FORDER-, AUSWAHL- UND GEWAHRUNGSKRITERIEN
3.1 Forderkriterien

3.1.1. Allgemeines

Aus der Haushaltdlinie sollen spezifische grenziberschreitende Mal3nahmen, Projekte
oder Initiativen gefordert werden. Mit den Finanzhilfen sollen daher nicht die Ublichen
Tatigkeiten der antragstellenden Einrichtungen finanziert, sondern ausschliefdlich
zusétzliche Aufwendungen abgedeckt werden, die in  einem unmittelbaren
Zusammenhang mit Projekten stehen.

3.1.2. Forderfahige Antragsteller

3.1.2.1. Der Antragsteller darf sich nicht in einer der in Artikel 93 Absatz 1, Artikel 94
und Artikel 96 Absatz 2 Buchstabea der Haushaltsordnung® genannten Situationen
befinden: Nichtzahlung von Sozialversicherungsbeitrégen oder Steuern, Konkurs,
Verfehlungen, Betrug, Korruption oder andere rechtswidrige Handlungen; er muss

1_ ) "

Siehe Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 (iber die Haushaltsordnung fiir den
Gesamthaushaltsplan der Européischen Gemeinschaften, gedndert durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1995/2006 des Rates vom
13. Dezember 2006 zur Anderung der Verordnung: http://eur-lex.europa.eu/L exUri Serv/site/de/consleg/2002/R/02202R1605-
20070101-de.pdf
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samtlichen vertraglichen Verpflichtungen gegeniber den Gemeinschaften im Rahmen
anderer Finanzhilfen oder Vertrdge nachgekommen sain.

3.1.2.2. Beéim Antragsteller muss es sich um eine ordnungsgemald konstituierte und
registrierte Rechtspersonlichkeit mit eingetragenem Sitz in einem der Mitgliedstaaten der
Europédischen Union handeln. Abweichend von dieser Anforderung konnen gemald
Artikel 114 der Haushaltsordnung auch Finanzhilfeantrage von Organisationen der
Sozialpartner, die nach dem geltenden nationalen Recht keine Rechtspersonlichkeit
besitzen, zulassig sein, sofern ihre Vertreter befugt sind, in ihrem Namen rechtliche
Verpflichtungen einzugehen und die finanzielle Haftung zu Gbernehmen.

Eine Einzel person kann nicht als Antragsteller fungieren.

3.1.2.3. Im Hinblick auf grenziberschreitende MalRnahmen, Projekte und Initiativen
mussen Antragsteller einer der folgenden Kategorien zuzuordnen sein: Sozialpartner,
Behtorden, internationde  Organisationen,  Organisationen  ohne  Erwerbszweck,
Forschungseinrichtungen und —ingtitute, Hochschulen und Organi sationen der Zivilgesellschaft.

3.1.3. Forderfahige Aktivitaten

Um das Kriterium der Forderfahigkeit zu erfullen, missen die Aktivitdten bzw. die
geplanten Aktivitaten:

e Bezug zu mindestens einem Ziel der Aufforderung zur Einreichung von
Vorschl&gen haben;

e im Rahmen einer Kooperation zwischen Partnern oder einer Partnerschaft
mehrerer  Rechtspersonlichkeiten aus mindestens 2zwei verschiedenen
Mitgliedstaaten oder einer europdischen bzw. internationalen Organisation
eingereicht werden;

¢ vollstandig in den Mitgliedstaaten durchgeftihrt werden.

3.1.4. Forderfahige Antrage

Um fir eine Finanzhilfe in Betracht zu kommen, missen die Antrage folgende
Bedingungen erfillen:

a) Sie missen innerhalb der unter Punkt 2.1.2 genannten Einreichungsfristen eingesandt
werden.

b) Sie sind gemal? den vorliegenden Anforderungen einzureichen. Die Antragsformulare
muissen wie unten beschrieben online Ubermittelt werden; die jeweiligen Ausdrucke sind
in der angegebenen Weise und unterzeichnet gemal3 Punkt 4.2 einzureichen.

¢) Sie mussen vollstandig und ausfthrlich sein, einschliefdlich aller in der nachstehenden
Tabelle genannten Unterlagen.

d) Sie mussen die Vorgabe einer Gemeinschaftsbeteiligung von hdchstens 80 %
einhalten.
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Der Bewertungsausschuss berticksichtigt die Antrage nicht, wenn eine oder mehrere der
folgenden Unterlagen fehlen:

1

Offizielles Begleitschreiben zum Finanzhilfeantrag, mit Angabe des
Aktenzeichens der Aufforderung zur Einreichung von Vorschldgen und
Originalunterschrift des gesetzlichen Vertreters.

Ausdruck des ordnungsgeméal® ausgefillten und Ubermittelten Online-
Antragsformulars (siehe Punkt 4.1), datiert und mit Originalunterschrift des
gesetzlichen Vertreters.

ANMERKUNG: Der Antrag muss online Ubermittelt werden. Der vollsténdig
ausgefullte und unterzeichnete Ausdruck ist gemal3 Punkt 4 einzusenden.

Das Online-Formular muss vor dem Ausdrucken online Uberm_ittelt werden. Nach
dieser elektronischen Einreichung konnen keinerlei  Anderungen mehr
vorgenommen werden.

Ordnungsgemald ausgefillltes Raster zu den vom Projekt betroffenen Branchen
und Per sonen. Das Raster ist im Anhang zum Online-Antragsformular zu finden.

Formular ,Finanzangaben“, ordnungsgemald ausgefillt, vom gesetzlichen
Vertreter original unterzeichnet und mit der Originalunterschrift und dem Stempel
der Bank versehen. Das Formular ,Finanzangaben® ist dem Online-
Antragsformular als Anhang beigefugt.

Das Bankkonto muss auf den Namen des Antragstellers gefuihrt werden. Antrége,
bei denen das Konto einer Privatperson angegeben wird, werden nicht
berticksichtigt.

Formular ,Rechtstrager”, vollstandig ausgefillt und mit der
Originalunterschrift des gesetzlichen Vertreters versehen. Das Formular
» Rechtstréger” ist dem Online-Antragsformular als Anhang beigefigt.

Der Antragsteller muss auf3erdem folgende Unterlagen vorlegen:

e eine Kopie der Bescheinigung Uber die amtliche Registrierung oder ein
anderes amtliches Dokument, das die Grindung der Einrichtung bestétigt
(soweit zutreffend);

e eine Kopie der Satzung/Statuten oder eines gleichwertigen Dokuments,
das die Forderfahigkeit der Organisation belegt;

e ene Kopie ener Bescheinigung Uber die Steuernummer und die
Umsatzsteuer-ldentnummer des Antragstellers, soweit verfiigbar.

Detailliertes Arbeitsprogramm und detaillierter Finanzplan fur das Projekt,
vom gesetzlichen Vertreter unterzeichnet. Hierbei muss es sich um separate
Dokumente handeln. Die Projektbeschreibung und der Finanzplan im Online-
Antrag reichen nicht aus. Das Arbeitsprogramm muss eine detaillierte
Projektbeschreibung und einen Zeitplan fir die einzelnen Arbeiten enthalten. Die
Namen samtlicher am Projekt beteiligten Mitarbeiter, ihre Funktionen und ihr
Beschéftigungsstatus sind anzugeben. Der detaillierte Finanzplan muss eine
detaillierte Aufschltsselung fir jede Positionszeile der Finanzierung enthalten;
dabel sind Format und Nummerierung des Formulars , Finanzplan® einzuhalten
und zusdtzliche sachdienliche Informationen Uber die Finanzplanung fir das
Projekt zu liefern, einschliefdich Angaben Uber etwaige Untervertrdge. Das
ausfuhrliche Arbeitsprogramm und der ausfuhrliche Finanzplan sollten auf
Englisch, Franzdsisch oder Deutsch abgefasst sein.
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ANMERKUNG: Das ausfihrliche Arbeitsprogramm im Format WORD und der
detaillierte Finanzplan sind auch elektronisch as Teil des Online-Antrags
einzureichen. Die elektronische Fassung muss mit der Papierversion der
betreffenden Dokumente identisch sein.

Sind Partner an der Projektverwaltung beteiligt, die beispielsweise technische
Unterstitzung und/oder Finanzierung leisten, ist eine Verpflichtungs
/Partner schaftserklarung von jedem dieser Partner (unter Angaben von Namen
und Anschrift und der verantwortlichen Person) vorzulegen, in dem jeweils die
Art der Beteiligung, die durchzufihrenden Arbeiten und der finanzielle Beitrag
anzugeben sind.

Der Begriff ,,Partner* bezeichnet eine aktive Einrichtung oder Organisation, mit
der das Projekt durchgefihrt wird (z.B. eine branchenspezifische oder
branchentbergreifende Gewerkschaft oder ein  Arbeitgeberverband  auf
européischer, nationaler oder regionaler Ebene, ein Unternehmen oder ein
Betriebsrat, ein Forschungsinstitut oder eine Ausbildungseinrichtung).

Das Projekt wird nur dann berticksichtigt, wenn die Verpflichtungserklérungen
samtlicher Partner beigefigt sind.

Fur die von den Projektpartnern (entsprechend der Beschreibung in den
Verpflichtungs-/Partnerschaftserklarungen)  durchgefiihrten  Arbeiten  und
Aufgaben gelten die in Anhangl| aufgefihrten Bestimmungen fir die
Untervergabe nicht. Es ist allerdings nicht zulassig, kommerzielle Anbieter von
Waren und Dienstleistungen as Projektpartner zu benennen, um diese
Bestimmungen zu umgehen. So ist es nach Erachten der Kommission nicht
angebracht, unabhéngige Berater, Konferenzorganisatoren usw. in den Kreis der
Projektpartner aufzunehmen (dies ist als nicht erschopfendes Beispiel zu
verstehen).

Vom Projektleiter unterzeichnete schriftliche Erklarung, in der bescheinigt wird,
dass das Team uber die beruflichen Qualifikationen verfugt, die zur
Durchfihrung der Aufgaben im Zusammenhang mit den zu fordernden
Mal3nahmen erforderlich sind. Dieser Erkldrung ist der Lebendauf des
Proj ektleiter s beizufigen mit Angaben zum derzeitigen Arbeitgeber, mit dem ein
unbefristetes oder befristetes Arbeitsverhdltnis besteht. Gegebenenfalls sind auch
die Lebendaufe der Personen beizufligen, die die Aufgaben im Zusammenhang
mit den zu fordernden Mal3nahmen ausf ihren.

Erklarung zur Untervergabe und obligatorischer Entwurf der
L eistungsbeschreibung im Falle von Unterauftragen an externe Fachleute:
Fur alle Tatigkeiten, fir die Untervertréage vorgesehen sind, missen Angaben zur
Art und zum Wert der Arbeiten gemacht werden, und es ist darzulegen, warum
der Unterauftrag notwendig ist. Aul3erdem missen die vorgesehenen Auswahl-
und Vergabekriterien erlautert werden. Wenn Leistungen durch externe Experten
ausgefuhrt werden sollen, ist eine Kopie des Entwurfs der Leistungsbeschreibung
beizuflgen. Dies betrifft extern vergebene Auftrége jeden Umfangs, soweit ein
Wert von 5 000 EUR Uberschritten wird. Der gesetzliche Vertreter muss erklaren,
dass er die Regeln fur die Untervergabe einhalten wird; hierzu ist die vorgegebene
Erkl&rung zur Untervergabe auszufillen und einzureichen, und es ist der Entwurf
der relevanten L eistungsbeschreibung bei zuf iigen.

Diese Bestimmung gilt aber nicht fir Behdrden, die ohnehin Bestimmungen fur
die offentliche Auftragsvergabe unterliegen.

-8




EMPL-2009-01228-01-00-DE-TRA-00 (EN)

Zur Unterstitzung der Antragsteller sind in Anhangll zum Online-
Antragsformular die Erklarung zur Untervergabe sowie en Muster der
Leistungsbeschreibung  beigefigt.  Wichtige  Zusatzinformationen  zur
Auftragsvergabe sowie spezifische Vorschriften fir externe Fachleute sind
Anhang | zu entnehmen.

10 Die aktuelen Bilanzen der Einrichtung fir das letzte Geschéftgahr zum
Nachweis der finanziellen Leistungsfahigkeit des Antragstellers. Die Kommission
behdlt sich das Recht vor, erforderlichenfalls Bilanzen fir frihere Jahre
anzufordern.

11 Unterzeichnete ehrenwortliche Erklarung (Muster im Anhang zum
Antragsformular). Sie muss mit der Originalunterschrift des gesetzlichen
Vertreters versehen sein und bescheinigen, dass auf den Antragsteller keiner der
in Artikel 93 Absatz 1, Artikel 94 und Artikel 96 Absatz 2 Buchstabea der
Haushaltsordnung genannten Ausschlussgriinde zutrifft und dass er Uber die
finanzielle und operative Leistungsfahigkeit verflgt.

12 Tatigkeitsbericht der antragstellenden Organisation neueren Datums (sofern
verflgbar).

13 Organigramm der Struktur der antragstellenden Organisation, wobel die Namen
samtlicher am Projekt beteiligten Mitarbeiter, ihre Funktionen und ihr
Beschaftigungsstatus anzugeben sind.

3.2 Auswahlkriterien

Eine Finanzhilfe kann ausschliefdich Organisationen bewilligt werden, die Uber die

erforderliche finanzielle und operative L eistungsfahigkeit verfiigen.

Der Antragsteller muss die finanzielle und operative Leistungsfahigkeit zur
Durchfihrung der Mal3nahmen, fir die eine Finanzhilfe beantragt wird, nachweisen
konnen. So muss er Zugang zu soliden und ausreichenden finanziellen Ressourcen
haben, die sich nicht ausschliefdlich aus Finanzhilfen der Gemeinschaft zusammensetzen,
um die Aktivitdten wahrend der Projektdauer aufrechtzuerhalten und ggf. zur
Finanzierung beizutragen. Auflerdem muss er Uber die operativen Ressourcen
(Fachqualifikationen, Management) fur den erfolgreichen Abschluss des Projekts
verflgen.

Die finanzielle Leistungsfahigkeit ist u.a. durch die Jahresbilanz und eine
ehrenwortliche Erkléarung nachzuweisen (bei  offentlichen Einrichtungen oder
internationalen Organisationen wird keine Prifung der finanziellen Leistungsfahigkeit
vorgenommen).

Ferner muss der Antragsteller Uber die operative Leistungsfahigkeit zur Durchfihrung
der vorgeschlagenen Malinahme verfugen: er muss Uber die operativen Ressourcen
(Fachqualifikationen, Management) sowie Uber die beruflichen Fahigkeiten, Fertigkeiten
und Kenntnisse fur den erfolgreichen Abschluss der vorgeschlagenen Mal3nahme und
Uber die Fahigkeit der Umsetzung verflgen. Der Antragsteller muss Uber ausgewiesene
Kompetenzen und Erfahrung auf dem betreffenden Gebiet und insbesondere im Bereich
der vorgeschlagenen MalRnahme verfigen.

Zum Nachweis der fachlichen Leistungsfahigkeit sind folgende Dokumente
bei zubringen:
- die oben genannte ehrenwortliche Erklérung;
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- der jUngste Tatigkeitsbericht der antragstellenden Organisation (sofern verflgbar);

- das Organigramm der Struktur der antragstellenden Organisation, wobel die Namen
samtlicher am Projekt Dbeteiligten Mitarbeiter, ihre Funktionen und ihr
Beschéaftigungsstatus anzugeben sind,

- fur jeden in die Projektverwaltung enbezogenen aktiven Partner ist die
Verpflichtungs-/Partner schaftserklarung gemald 3.1.4/7 vorzulegen, einschliefdich
einer ausfuhrlichen Beschreibung der durchzufihrenden Arbeiten und Aufgaben;

- eine vom Projektleiter unterzeichnete schriftliche Erklarung, in der bescheinigt wird,
dass das Team Uber die beruflichen Qualifikationen verfigt, die zur Durchfiihrung der
Aufgaben im Zusammenhang mit den zu fordernden Mal3nahmen erforderlich sind.
Beizufiigen sind die Lebend dufe geman 3.1.4/8.

3.3  Gewdahrungskriterien

Vorschlage, die die genannten Forder- und Auswahlkriterien erflllen, werden einer
Bewertung anhand folgender Gewahrungskriterien unterzogen:

e Das Ausmal3, in dem das Projekt, die Mal3nahme oder die Initiative die Ziele
dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlagen erreicht;

e das Ausmal3, in dem das Projekt, die Mal3nahme oder die Initiative eine echte
grenzuberschreitende Dimension besitzt und/oder die gemeinsame Beteiligung
unterschiedlicher Interessenvertreter erforderlich macht;

e die Qualitdt der Partnerschaften, d. h. Grad der Einbindung, des Engagements
und/oder der gemeinsamen Beteiligung der Sozial partner/Interessenvertreter an
dem vorgeschlagenen Projekt bzw. der vorgeschlagenen Mal3nahme oder
Initiative wahrend der Phase der Antragstellung;

e Kosten-Nutzen-Verhaltnis;

e Vorkehrungen zur Bekanntmachung der Mal3nahme und vorgesehene Methoden
zur Verbreitung;

e Gesamtqualitdt, Klarheit und Vollstandigkeit des Vorschlags und der
Erlauterungen zum Finanzplan.

Ferner behdlt sich der Bewertungsausschuss das Recht vor, bel der Bewertung der
Projekte die Wirksamkeit, den Mehrwert und die operative Leistungsfahigkeit
friherer von der Gemeinschaft geforderter Projekte des Antragstellers zu
beriicksichtigen.

4., PRAKTISCHER ABLAUF

4.1. Woist das Antragsformular zu finden?

Das obligatorische Online-Antragsformular muss mit dem web-gestiitzten System
» SWIM* ausgefillt werden. Die Adresse lautet:

http://ec.europa.eu/employment_social/emplweb/tenders/index_de.cfm

Mit diesem System kann das Antragsformular ausgefullt, bearbeitet, geprift, ausgedruckt

und eingereicht werden. Sobald der Antrag auf elektronischem Wege eingereicht wurde,

ist ein Ausdruck des Antrags vom gesetzlichen Vertreter zu unterzeichnen und an die
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Kommission zu senden (siehe Punkt 4.2). Nach dieser elektronischen Einreichung
konnen keinerlel Anderungen mehr vorgenommen werden.

Auf der oben genannten Website sind auch andere zu verwendende Formulare sowie
nitzliche Unterlagen zu finden.

4.2.  Anwen ist der Antrag zu tbermitteln?

Senden Sie bitte Ihr Begleitschreiben zum Antrag zusammen mit allen anderen in der
Tabelle unter Ziffer 3.1.4. ,Forderfahige Antrage” aufgefihrten Unterlagen as
unterzeichnete Originale sowie eine Kopie all dieser Unterlagen (insgesamt: 2 Satze
von Unterlagen) vor dem Schlusstermin gemal3 Punkt 2.1.2 an folgende Anschrift:

Aufforderung zur Einreichung von Vorschlégen
VP/2009/015

Haushaltsposten 040309

Européische Kommission — GD EMPL/F.2
ARCHIVE, Rue Joseph 11, 54

B-1049 Briissel, Belgien

Versenden Sie den Antrag in jedem Fall per Einschreiben oder Kurierdienst. Das Datum
des Poststempels bzw. auf der Einlieferungsbescheinigung des Kurierdienstes gilt als
Versanddatum.

Personlich Ubergebene Antrage missen spatestens am letzten Tag der Einreichungsfrist
bei der Europiischen Kommission vorliegen. Die Anschrift fir die personliche Ubergabe
von Unterlagen fur die Européische Kommission lautet: Avenue du Bourget Nr. 1, B-
1140 Evere, Belgien. Als Nachweis der Abgabe dient eine unterzeichnete
Empfangsbestétigung der Dienststelle Archiv der Kommission mit dem Datum des
letzten Tags der Abgabefrist bzw. einem friiheren Datum.

Zur Présentation des Antragsdossiers wird empfohlen,

- die Reihenfolge der unter Punkt 3.1.4. ,Forderfahige Antrége® aufgefihrten
Unterlagen einzuhalten,

- soweit moglich die Unterlagen beidseitig auszudrucken;

- Zwei-Ring-Ordner zu verwenden (bitte nicht binden und keinen Kleber
verwenden).

Legt ein Antragsteller mehr als einen Vorschlag vor, so ist jeder Vorschlag separat
einzureichen.

ANFRAGEN SIND AUSSCHLIESSLICH PER E-MAIL AN FOLGENDE
ADRESSE ZU RICHTEN:

empl-04-03-09@ec.europa.eu
BITTE RUFEN SIE NICHT AN!

-11-
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4.3.  Waskommt dann? Angenommene und abgelehnte Antrage

Die Antrage werden von einem Bewertungsausschuss gepruft, der jeweils innerhalb von
40 Arbeitstagen nach den unter Punkt 2.1.2 genannten Schlussterminen fir die
Einreichung der Antrége zusammentritt.

Abgelehnte Antrége

Die Europédische Kommission teilt eine abschlagige Entscheidung spatestens einen
Monat nach der Sitzung des Bewertungsausschusses mit, auf der der Antrag gepruft
wurde.

Vor Ablauf der genannten Fristen eingehende Anfragen zur Bearbeitung der Unterlagen
werden nicht beantwortet.

Angenommene Antrége

Den ausgewdhiten Antragstellern werden zwei  Originalausfertigungen  einer
Vereinbarung Uber die Gewadhrung einer Finanzhilfe zur Annahme und Unterzeichnung
Ubermittelt. Der Antragsteller schickt beide Ausfertigungen unterzeichnet an die
Kommission, die ihm anschlief3end ein von beiden Parteien unterzeichnetes Exemplar
zurticksendet.
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Anhang 1

FINANZBESTIMMUNGEN - LEITFADEN FUR
ANTRAGSTELLER
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DIE WICHTIGSTEN BESTIMMUNGEN ZU FINANZEN UND
VERWALTUNG

Haftungsausschluss: Der vorliegende L eitfaden vermittelt den Antragstellern einen
Uberblick tber die wichtigsten rechtlichen und finanziellen Bestimmungen in der
Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Européischen Gemeinschaften? (HO)
und deren Durchfiihrungsbestimmungen® (DB). Die Angaben in diesem Leitfaden sind
nicht erschopfend, die zugesandte Vereinbarung ist daher grindlich durchzulesen, dasie
die Rechtsgrundlage fur die Finanzhilfe darstellt.

1 Allgemeine Grundsatze

Finanzhilfen unterliegen den Bestimmungen der Haushaltsordnung und missen
insbesondere die Grundsétze der K ofinanzierung, des Verbots der Doppelfinanzierung
und des Gewinnverbots einhalten.

Kofinanzierung

Mit der Finanzhilfe der Gemeinschaft konnen nicht die Gesamtkosten der Mal3nahme
finanziert werden. Der Antragsteller muss einen Beitrag zur Durchfihrung der Mal3-
nahme leisten, entweder durch einen eigenen finanziellen Beitrag oder durch finanzielle
Beitrage Dritter (in Form von Férdermitteln aus anderen 6ffentlichen oder privaten
Quellen).*

Keine Doppelfinanzierung

Fur ein und dieselbe Mal3nahme kann einem bestimmten Empfanger nur eine Finanzhilfe
gewdhrt werden; ein und dieselbe Ausgabe darf nicht mehrmals aus dem Gemein-
schaftshaushalt finanziert werden. Der Antragsteller gibt alle sonstigen Quellen und
Betrége der Mittel an, die er in dem betreffenden Rechnungsjahr fur dieselbe Mal3nahme
oder andere Mal3nahmen oder im Rahmen seiner laufenden Tatigkeiten erhélt bzw.
beantragt.”

Gewinnverbot

Mit der Finanzhilfe der Gemeinschaft darf der Empfanger keinen Gewinn anstreben oder
erzielen. Unter Gewinn ist ein Uberschuss der tatsichlichen Einnahmen gegeniiber den
tatséchlichen Ausgaben zu verstehen. Eventuelle Einnahmen aus der Mal3nahme sind im
Finanzplan und in der Endabrechnung aufzufiihren. Jeder Uberschuss bewirkt eine
entsprechende K iirzung des Finanzhilfebetrags.®

2 Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25.6.2002 (ABI. L 248 vom
16.9.2002), geandert durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1995/2006 vom
13.12.2006 (ABI. L 390 vom 30.12.2006) (http:/eur-

lex.europa.eu/L exUri Serv/site/de/consl eg/2002/R/02002R1605-20070101-de. pdf).

3 Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der Kommission vom 23. 12.2002 und
nachfolgende Anderungen: Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1261/2005 der Kommission
vom 20.7.2005 (ABI. L 201 vom 2.8.2005), Verordnung (EG, Euratom) der Kommission
Nr. 1248 vom 7.8.2006 (ABI. L 227 vom 19.8.2006) und Verordnung (EG, Euratom)
Nr. 478/2007 der Kommission vom 23.4.2007 (ABI. L 111 vom 28.4.2007) (http://eur-
lex.europa.eu/L exUri Serv/site/de/cons eq/2002/R/02002R2342-20070501-de.pdf ).

* Artikel 113 HO und Artikel 172 DB.

> Artikel 111 HO und Artikel 173 Absatz 5 DB.

6 Artikel 109 Absatz 2 HO und Artikel 165 Absatz 1 DB.
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2 Bestimmungen fir den beantragten Finanzhilfebetrag

o Der finanzielle Beitrag der Gemeinschaft belduft sich auf hdchstens 80 % der
forderfahigen Gesamtkosten.

o« Der Antragsteller und/oder andere Geldgeber haben einen Finanzbeitrag (in
Geldleistungen) in Hohe von mindestens 20 % des Gesamtbetrags der forderfahigen
Gesamtkosten zu leisten.

o Die Finanzhilfe darf nicht zur Deckung von nicht férderfahigen Kosten (Definition
siehe weiter unten) verwendet werden.

e Sachleistungen (wie z. B. karitative Téatigkeiten, die unentgeltlich von einer privaten
Einzelperson oder von einer Einrichtung geleistet werden) werden nicht akzeptiert.

e Vom Antragsteller und/oder weiteren Geldgebern ist eine unterzeichnete
Verpflichtungserklarung abzugeben, aus der der genaue Betrag jedes Beitrags (in
Geldleistungen) zum Finanzplan hervorgeht. Wenn an der Durchfihrung der
Mal3nahme weitere Einrichtungen oder Organisationen (Partner) beteiligt sind, ist in
der Verpflichtungs-/Partnerschaftserklarung jedes Partners auch dessen Name und
Anschrift sowie der Name des verantwortlichen Mitarbeiters anzugeben und die Art
der Beteiligung zu erlautern.

o Fir Antrage auf Finanzhilfe, bei denen die zu finanzierenden Kosten den Betrag von
500 000 EUR Ubersteigen, muss ein von enem zugelassenen externen
Rechnungsprifer erstellter Bericht Uber die Rechnungsfihrung des Antragstellers
beigebracht werden.” In diesem Bericht miissen die Rechnungen des letzten
abgeschlossenen Rechnungsjahres bescheinigt werden.

e Verschweigt der Antragsteller teilweise oder vollig Informationen, die Einfluss auf
die endgultige Entscheidung der Kommission Uber den Antrag haben kdnnen, fuhrt
dies automatisch zur Ablehnung des Antrags. Wenn dies erst zu einem spateren
Zeitpunkt festgestellt wird, gibt dies der Kommission das Recht, finanzielle und
verwal tungsrechtliche Sanktionen zu verhangen.®

3 Finanzplan der Massnahme

3.1 Der Finanzplan muss detailliert und ausgeglichen sein

Der Finanzhilfeantrag muss einen detaillierten, in Euro aufgestellten Finanzplan
beinhalten (siehe Antragsformular). Antragsteller, die in einem Land auf3erhalb des Euro-
Wahrungsgebiets niedergel assen sind, missen hierfur die im Amtsblatt der Europaischen
Union veroéffentlichten Umrechnungskurse
(http://ec.europa.eu/budget/inforeuro/index.cfm?L anguage=de) zugrunde legen. Den
Antragstellern ist bekannt, dass sie das volle Wechselkursrisiko tragen.

Der Finanzplan muss ausgeglichen sein: Die beiden Summen (Einnahmen und
Ausgaben) missen Ubereinstimmen, da die geplanten Ausgaben aus den verfligbaren
Einnahmen (einschlief3lich der von der Kommission beantragten Finanzhilfe) finanziert
werden miissen.® Aufzufiihren sind alle Einzel posten der Mal3nahme und nicht nur
digenigen, fur die eine Finanzhilfe beantragt wird.

" Artikel 173 Absatz 4 DB (6ffentliche Einrichtungen und internationale Organisationen
brauchen keinen Prufungsbericht vorzulegen).
® Artikel 175DB.

9 Artikel 173 Absatz 3 DB.
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3.2 Ausgaben

Die Ausgaben dirfen ausschliefdlich die veranschlagten Kosten fur die Durchfiihrung der
Mal3nahme beinhalten.

3.2.1 Allgemeine Voraussetzungen fir die Forderfahigkeit von Kosten

Damit die Voraussetzungen fir die Finanzierung durch die Gemeinschaft gegeben sind,
miissen die K osten samtliche nachstehenden Kriterien erfiillen: *°

(a) Siefallen wahrend der Dauer der Mal3nahme an, mit Ausnahme der Kosten fir
Abschlussberichte und Priifbescheinigungen;

(b) sie sind im globalen Finanzplan der Mal3nahme ausgewiesen, der der
Finanzhilfevereinbarung as Anhang beigeflgt ist;

c¢) sie sind zur Durchfiihrung der MalZnahme, die mit der Finanzhilfe geférdert wird,
notwendig;

d) sie sind identifizierbar sowie nachprifbar und insbesondere in der Buchfiihrung des
Empfangers entsprechend seiner tiblichen Kostenabrechnungspraxis und den im Land der
Niederlassung geltenden Rechnungsfihrungsnormen erfasst;

e) sie erfullen die Anforderungen der geltenden steuer- und sozialrechtlichen
Bestimmungen;

f) sie sind angemessen und gerechtfertigt und entsprechen dem Grundsatz der
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfiihrung, insbesondere hinsichtlich Sparsamkeit und
K osteneffizienz.

Der erfolgreiche Antragsteller mussdafiir Sorge tragen, dass unnétige oder unnétig
hohe Ausgaben ver mieden wer den.

Die internen Rechnungslegungs- und Rechnungspriifungsverfahren des Empféangers
mussen eine direkte Zuordnung der aufgefihrten Ausgaben und Einnahmen im Rahmen
der Mal3nahme zu den entsprechenden Buchungsposten und Belegen erlauben.

Belege fr die Ausgaben muss der Empfénger fr einen Zeitraum von finf Jahren ab
der Schlusszahlung seitens der Kommission aufbewahren.

Ausgaben, die vor der Einreichung des Finanzhilfeantrags entstanden sind, sind nicht
forderfahig.

Zusétzliche Kosten, die durch die Teilnahme von Menschen mit Behinderungen
entstehen, sind ebenfalls forderfahig. Derartige Kosten kdnnen beispielsweise durch die
Nutzung spezieller Verkehrsmittel oder durch den Einsatz personlicher Helfer oder von
Gebéardensprachdol metschern entstehen.

3.2.2 Forderfahige direkte Kosten

Die forderfahigen direkten Kosten der Mal3nahme sind K osten, die unter Beachtung der

V oraussetzungen fur die Forderfahigkeit gemal3 vorstehendem Absatz als spezifische
Kosten der Mal3nahme identifiziert werden kénnen, die in unmittelbarem Zusammenhang
mit der Durchfihrung stehen und ihr unmittelbar zuzuordnen sind.

Alsforderfahige direkte Kosten gelten insbesondere:

10 Artikel 172aDB.
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Personalkosten

Die Kosten fur das fur die Durchfiihrung der Mal3nahme eingeteilte Personal (vom
Empfanger oder den Partnern beschéftigte standige Mitarbeiter oder Zeitarbeitskréfte),
bestehend aus den eigentlichen Léhnen und Gehéltern zuziglich
Sozialversicherungsbeitragen und anderen gesetzlich vorgeschriebenen Kosten, die
Bestandteil der Vergltung sind, sind forderfahig. Diese Kosten dirfen nicht Gber den der
ublichen Vergitungspolitik des Finanzhilfeempféngers entsprechenden
durchschnittlichen Sétzen liegen. Auf3erdem sollten die angewandten Sétze nicht hdher
sein als die marktublichen Sétze fur vergleichbare Leistungen.

Die Kosten fir den Einsatz von Mitarbeitern einzel staatlicher Verwaltungen kénnen als
forderfahig angesehen werden, sowelit sie Tatigkeiten betreffen, die die zustandige
Behorde nicht ausfihren wirde, wenn die betreffende Mal3nahme nicht durchgeftihrt
wirde.

Bitte fUllen Sie das Formular des Finanzplans aus, das fur die Personalkosten vorgesehen
ist (siehe Antragsformular). Geben Sie dabei die Anzahl der zu vergutenden Personen
(Vollzeit-/Teilzeitbeschéftigte), die Anzahl der vorgesehenen Arbeitstage sowie den
Tagessatz an, wobei ein Durchschnitt von 20 Tagen pro Monat (insgesamt hdchstens 220
Arbeitstage pro Jahr) zugrunde zu legen ist.

VVom Empfanger der Finanzhilfe kann gegebenenfalls verlangt werden, dass er seinem
Antrag auf Zahlung des Restbetrags zum Nachweis der geltend gemachten
Personalkosten die Auszahlungsbelege und Arbeitszeiterfassungsbogen beifugt.

Die Kosten fir etwaige an externe Experten vergebene Unterauftrage sind nicht unter der
Rubrik ,, Personalkosten”, sondern unter der Rubrik ,, Kosten fir Dienstlei stungen®
aufzufihren.

Reise-, Unterbringungs- und Aufenthaltskosten

Die Reisekosten durfen nicht hoher ausfallen as bei Zugrundelegung der giinstigsten am

Markt erhaltlichen Konditionen. Unterbringungs- und Aufenthaltskosten, die den

Teilnehmern der Malinahme entstehen, sind forderfahig, sofern diese der Ublichen Praxis

des Finanzhilfeempféngers entsprechen bzw. die von der Kommission jahrlich

festgel egten Sétze (siehe unten) nicht Uberschreiten.

Esist die kirzeste und wirtschaftlichste Reiseroute zu wahlen. Bei der Prifung der

Kosten fur Flugreisen werden Economy-Class-Tarife zugrunde gelegt. Fliige sind nur bei

Entfernungen tber 400 km (Hin- und Ruckflug Uber 800 km) zuldssig. Bel Benutzung

anderer Verkehrsmittel dient der Preis einer Bahnfahrt erster Klasse als Mal3stab. Fahrten

mit dem Pkw: Erstattet wird der Preis einer Bahnfahrt erster Klasse.

Das Tagegeld (TG) wird zusétzlich zu den Unterbringungskosten als Pauschal betrag

ausgezahlt und deckt Frihstiick und zwei Hauptmahlzeiten, die Benutzung ortlicher

Verkehrsmittel, Telekommunikationskosten und sonstige Kleinbetrége ab. Je nach Dauer

der Dienstreise sind die Tagessatze folgendermal3en zu berechnen:

— 6 Stunden oder weniger: Erstattung der tatséchlichen Ausgaben (nach Vorlage der
Belege);

— mehr as6und biszu 12 Stunden: 0,5 TG;

— mehr as 12 und bis zu 24 Stunden: 1 TG;

— mehr as 24 und bis zu 36 Stunden: 1,5 TG;

— mehr as 36 und bis zu 48 Stunden: 2 TG;

— mehr as48 und bis zu 60 Stunden: 2,5 TG usw.
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Diefur die einzelnen Lander festgelegten Hochstsétze (in Euro pro Kalendertag) sind der
nachstehenden Tabelle zu entnehmen. Den Antragstellern wird empfohlen, sich bei der
Aufstellung ihres Finanzplans an diese Sétze zu halten':

Zielorte TGin: Hotel in Euro Zielorte TGin Hotel in Euro
Euro: (Hochstbetrag) Euro: (Hochstbetrag)
AT  Osterreich 95,00 130,00 IT ltdien 95,00 135,00
BE :Belgien 92,00 140,00 LT :Litauen 68,00 115,00
BG Bulgarien 58,00 169,00 LU  Luxemburg 92,00 145,00
CY | Zypern 93,00 145,00 LV  Lettland 66,00 145,00
CZ | Tschechische 75,00 155,00 MK | Ehemalige 50,00 160,00
Republik jugoslawische

Republik

Mazedonien
DE | Deutschland 93,00 115,00 MT  Madta 90,00 115,00
DK : Dénemark 120,00 150,00 NL  Niederlande 93,00 170.00
EE  Estland 71,00 110,00 PL Polen 72,00 145,00
EL | Griechenland 82,00 140,00 PT | Niederlande 84,00 120,00
ES  Spanien 87,00 125,00 RO : Ruménien 52,00 170,00
Fl Finnland 104,00 140,00 SE  Schweden 97,00 160,00
FR  Frankreich 95,00 150,00 Sl Slowenien 70,00 110,00
HR | Kroatien 60,00 120,00 SK | Slowakei 80,00 125,00
HU  Ungarn 72,00 150,00 TR Turkei 55,00 165,00
IE lrland 104,00 150,00 UK | Vereinigtes 101,00 175,00

Konigreich
RS ' Serbien 80,00 140,00

Hierbei ist zu beachten, dass die Kommission und die anderen Einrichtungen der
Européischen Union die Reise- und Aufenthaltskosten ihrer Bediensteten tragen, wenn

diese an einer vom Finanzhilfeempfanger organisierten Veranstaltung teilnehmen; diese
Kosten sind daher bei der Aufstellung des Finanzplans nicht zu berticksichtigen.

Verpflegung

Der nach vor stehenden Regeln ber echnete Gesamtbetrag des Tagegeldsist der
Hochstwert. Falls die Organisatoren fr die Verpflegung der Teilnehmer aufkommen,
muss der den Teilnehmern ausgezahlte Tagessatz entsprechend gekirzt werden.

Dienstleistungen

Informationsver breitung und Ver 6ffentlichung kénnen berticksichtigt werden, sofern
sie direkt mit der Mal3nahme im Zusammenhang stehen. Geben Sie bitte fur jede
Veroffentlichung und/oder alle sonstigen Materialien eine Beschreibung sowie
Schétzwerte an fur: Seitenzahl, Auflage, Erscheinungshaufigkeit, Sprache,
Produktionskosten pro Exemplar sowie gegebenenfalls die geschétzten Vertriebskosten.
Bei Uber setzungskosten miissen folgende Einzel heiten angegeben werden: die Anzahl
der Sprachen, die Anzahl der zu Ubersetzenden Seiten und der Seitenpreis. Dieser Preis
darf nicht hoher ausfallen al's die glnstigsten markttblichen Sétze.

Dolmetschkosten: Die Kosten sind genau aufzuschliisseln. Insbesondere sind folgende
Angaben zu machen: Anzahl der Sprachen, Anzahl der Dolmetscher, Dauer des Einsatzes
in Tagen und Tagessatz. Das angesetzte Tageshonorar pro Dolmetscher darf 700 EUR
(einschliefdlich Mehrwertsteuer) nicht Gbersteigen. Es sollten méglichst lokale
Dolmetscher in Anspruch genommen werden. Reise- und Aufenthaltskosten von
Dolmetschern sind nur dann im Rahmen der Finanzhilfe erstattungsfahig, wenn es
unmoglich ist, diese vor Ort zu engagieren, und wenn dies begriindet wird.

1 Die Tagegel dsitze werden von der Kommission regelmafig tberpriift.
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Bewertung: Wenn in dem Vorschlag eine Bewertung vorgesehen ist, sind Methoden und
Instrumente fiir die Uberwachung und Bewertung zu entwickeln, um eine kontinuierliche
Bewertung der Fortschritte — vor dem Hintergrund der vorab festgelegten Ziele—zu
gewdhrleisten und ein Benchmarking der Ergebnisse zu ermdglichen. Die Kosten
entsprechender Arbeiten gelten als forderfahige K osten.

Unterauftrége

Jede von externen Dritten im Zusammenhang mit der Durchfihrung der Mal3nahme
erbrachte Dienstleistung ist als Unter auftr ag anzusehen.™

Der Antragsteller muss die operative Fahigkeit besitzen, die zu foérdernde Mal3nahme
erfolgreich durchzufthren. In begriindeten und notwendigen Féllen ist jedoch eine
Untervergabe von Teilen der Projektarbeiten an andere Personen bzw. Organisationen
maglich. In solchen Fallen trégt der Finanzhilfeempfanger dafiir Sorge, dass bestimmte™
der fur ihn geméal der Vereinbarung geltenden Bedingungen auch von den
Unterauftragnehmern erfiillt werden.

In der Projektbeschreibung ist genau anzugeben, welche Leistungen untervergeben
werden sollen und warum eine Untervergabe erforderlich ist.

Die wichtigsten Bestimmungen fir die Untervergabe:

Bei der Auftragsvergabe im Rahmen der Durchfihrung der Mal3nahme vergleicht der
Finanzhilfeempfanger die Angebote potenzieller Auftragnehmer und erteilt dem
wirtschaftlich glinstigsten Angebot (d. h. dem Angebot mit dem besten Preis-

L eistungsver haltnis) den Zuschlag. Dabei beachtet er die Grundsétze der Transparenz
und der Gleichbehandlung potenzieller Auftragnehmer und trégt daftir Sorge, dass kein
Interessenkonflikt besteht.™

Eine Auftragsvergabe ist nur in folgenden Fallen mdglich:

a) Siebetrifft nur einen begrenzten Teil der Mal3nahme;

b) sieist hinsichtlich der Art der fur die Durchfihrung der Mal3nahme erforderlichen
L eistungen gerechtfertigt;

c) die betreffenden Leistungen und entsprechenden Kosten missen im Einzelnen im
Finanzplan ausgewiesen sein;

d) ene Auftragsvergabe im Verlauf der Malinahme bedarf der vorherigen schriftlichen
Genehmigung durch die Kommission;

e) der Finanzhilfeempfénger tragt die aleinige Verantwortung fur die Durchfihrung der
Mal3nahme und fir die Einhaltung der Bestimmungen der Vereinbarung. Er ver-
pflichtet sich, die notwendigen Vorkehrungen zu treffen, damit der Unterauftrag-
nehmer gegenuber der Kommission keine Rechte aus der Vereinbarung geltend
macht;

f) der Finanzhilfeempfanger stellt sicher, dass die fir ihn gemald der Vereinbarung
geltenden Bedingungen auch auf den Unterauftragnehmer Anwendung finden.

12 Artikel 120 HO, Artikel 184 DB.

13 Bestimmungen in Bezug auf Haftung, | nteressenkonflikte, Geheimhaltung, Publizitat,
Bewertung, Zuweisung der Aufgaben sowie Kontrollen und Prifungen.

14 Ergéanzend zu diesen allgemein giiltigen Bestimmungen kann bei externen Auftrégen
mit einem Auftragswert von tiber 60 000 EUR vom Finanzhilfeempfénger die
Anwendung spezieller, auf der Haushaltsordnung basierender Verfahrensrichtlinien
verlangt werden, die unter gebthrender Berticksichtigung des jeweiligen geschatzten
Auftragswerts, der relativen GrofRe des Gemeinschaftsbeitragsim Verhaltnis zu den

Gesamtkosten der Mal3nahme und dem Managementrisiko festgelegt werden.
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Besondere Bestimmungen fir die Vergabe von Unterauftréagen an externe

Fachleute im Rahmen der Haushaltslinie 04 03.09

In der Projektbeschreibung ist genau anzugeben, welche Aufgaben weitervergeben
werden sollen und warum eine Weitervergabe erforderlich ist. Aulerdem ist das
vorgesehene Auswahl- und Vergabeverfahren genau zu erlautern. Antragsteller sollten
Folgendes beachten: Sind die Erlauterungen zu den extern zu vergebenden Arbeiten
nicht klar genug bzw. werden die hier dargelegten Bestimmungen nicht eingehalten,
so wird das Projekt als nicht forderfahig betrachtet.

Diese Bestimmungen fur die Untervergabe gelten nicht fir Arbeiten und Aufgaben,
die (wie in den Begleitschreiben beschrieben) von den Projektpartnern ausgefihrt
werden. Es ist jedoch nicht zuldssig, kommerzielle Anbieter von Waren und
Dienstleistungen as Projektpartner zu benennen, um diese Bestimmungen zu
umgehen. So ist es nach Erachten der Kommission nicht angebracht, beispielsweise
unabhéngige Berater, Konferenzorganisatoren usw. in den Kreis der Projektpartner
aufzunehmen (diesist als nicht erschopfendes Beispiel zu verstehen).

Bel Auftragen im Wert von hochstens 5 000 EUR ist ein einziges Angebot
ausreichend.

Bel Auftrégen mit einem Auftragswert zwischen 5 000 und 60 000 EUR sind
Angaben zur Art und zum Wert des Unterauftrags sowie zum Grund fur den Auftrag
zu machen, und es ist ene Kopie des Entwurfs der entsprechenden
L eistungsbeschreibung beizufligen.

Bei Auftrégen mit einem Auftragswert von tiber 60 000 EUR muss der Empféanger auf
Anforderung in der Lage sein, nachzuweisen, dass er — per Einschreiben —Angebote
von mindestens funf verschiedenen Bietern eingeholt hat, u. a. mittels Belegen fir die
Versendung der Ausschreibung und fir ihre Verdffentlichung (zumindest auf der
Website des Bieters). Ferner hat er eine Kopie der Leistungsbeschreibung vorzulegen.

Die Schwellenwerte gelten flr jeden einzelnen Vertrag.

Die im Arbeitsprogramm des Finanzhilfeempfangers enthaltene Beschreibung der
Plane und Verfahren fur die Untervergabe an externe Fachleute wird Teil der
Finanzhilfevereinbarung. Die Kommission behdt sich das Recht vor, nachzuprifen,
ob der Finanzhilfeempfanger diese Vorgaben und die Bestimmungen der
Finanzhilfevereinbarung bei der Untervergabe eingehalten hat. Die Nichteinhaltung
dieser Bedingungen berechtigt die Kommission dazu, die Kosten der Unterauftrage in
der Endabrechnung des Finanzhilfeempfangers nicht zu berticksichtigen.

Als Richtschnur fir die Antragsteller ist als Anhang Il ein Muster fur die
L ei stungsbeschreibung beigefiigt.

Verwaltungskosten

Abschreibung von Kosten fiir den Erwerb von Ausriistungsgegenstanden®: Die K osten

fUr den Erwerb von Ausrtistungsgegenstanden (neu oder gebraucht) sind forderfahig,
sofern sie gemal3 den fir den Finanzhilfeempfanger geltenden und fir entsprechende
Gter Ublichen Steuer- und Buchfihrungsvorschriften abgeschrieben werden. Die
Kommission kann nur den Tell der Abschreibung beriicksichtigen, der auf den durch die

15 Artikel 172aDB.
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Finanzhilfevereinbarung abgedeckten Forderzeitraum entfallt und dem tatsachlichen
Grad der Nutzung fur die Zwecke der Mal3nahme entspricht. Dem Finanzplan ist eine
Begriindung beizufligen, in der die Notwendigkeit der Anschaffung der entsprechenden
Ausristungsgegenstande erlautert wird.

Weitere férderfahige Verwaltungskosten: Anmietung von Konferenzraumen (u. a. for
Kaffeepausen), Anmietung von Dolmetschkabinen, Kommunikationskosten, Gebihren
fUr Finanzdienstlei stungen, Kosten im Zusammenhang mit einer Bankburgschaft oder
externen Rechnungsprifungen usw. Richtwerte fir die Anmietung von
Dolmetschkabinen: ohne technische Ausstattung: 750 EUR (ohne MwSt) pro Tag; mit
technischer Ausstattung und technischer Unterstiitzung: 1 200 EUR (ohne MwSt) pro

Tag.

3.2.3 Forderfahige indirekte Kosten — Gemeinkosten

Bel den indirekten Kosten handelt es sich um allgemeine Verwaltungskosten —
Gemeinkosten, die im Zusammenhang mit den férderfahigen direkten Kosten fur die
Mal3nahme entstehen. Ihre Hohe ist auf einen Pauschalbetrag von maximal 7 % der
gesamten forderfahigen direkten Kosten der Malinahme beschrankt. Zu diesen Kosten
zahlen Aufwendungen fir Wartungsarbeiten, Biromaterial, Fotokopien, Portokosten,
Telefon- und Telefaxgebihren, Heizung, Strom und andere Energieformen, Wasser,
Buroeinrichtung, Versicherung und sonstige Ausgaben, die fur die erfolgreiche
Abwicklung des Projekts erforderlich sind. Portokosten zéhlen zu den Gemeinkosten und
kénnen somit nicht unter den Positionen ,, Vertffentlichungen® oder ,, Verwaltung®
geltend gemacht werden.

Ist im akzeptierten Finanzplan eine pauschale Bezuschussung der indirekten Kosten
vorgesehen, missen diese nicht durch Buchungsbel ege nachgewiesen werden.

Indirekte Kosten fir Mal3nahmen, fur die der Finanzhilfeempfanger in dem betreffenden
Zeitraum bereits einen Betriebskostenzuschuss aus dem Gemeinschaftshaushalt erhélt,
sind nicht férderfahig.

3.2.4 Nicht forderfahige Kosten

Folgende Ausgaben sind nicht férderfahig und konnen nicht geltend gemacht werden:

- Sachleistungen: Beitrége, Uber die keine Rechnung ausgestellt wird (beispielsweise
ehrenamtliche Tétigkeiten oder unentgeltliche Bereitstellung von
Ausristungsgegenstanden und Raumlichkeiten),

- Kapitalrendite,

- Verbindlichkeiten und damit verbundene Zinsen,

- notleidende Forderungen,

- Ruckstellungen fir Verluste oder Verbindlichkeiten,

- Zinsaufwendungen,

- Wechselkursverluste,

- Mehg\évertsteuer, es sei denn, der Empfanger kann nachweisen, dass sie nicht erstattet
wird™,

18 Eswird darauf hingewiesen, dass Mehrwertsteuer, die von einer 6ffentlichen
Einrichtung an Wirtschaftsteilnehmer gezahlt wird, die der Mehrwertsteuer unterliegen
(bei der Beschaffung von Gutern oder der Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen
der Durchfuhrung der kofinanzierten Mal3nahme), nicht férderfahigist. Die
Mehrwertsteuer, die von steuerpflichtigen Wirtschaftsteilnehmern eingenommen wird,

wird de facto den Konten des Mitgliedstaats der 6ffentlichen Einrichtung zurlickerstattet.
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- Ubermdliige oder unbedachte Ausgaben,

- Kosten, die vom Finanzhilfeempfanger geltend gemacht und im Rahmen einer
anderen Mal3nahme oder eines Arbeitsprogramms, fur die bzw. das eine Finanzhilfe
der Gemeinschaft gewahrt wurde, gedeckt werden.

3.3 Einnahmen

Der Gesamtbetrag der Einnahmen muss dem Gesamtbetrag der Ausgaben entsprechen.

Auf der Einnahmenseite des Finanzplans miissen ausgewiesen sein:

- Der Beitrag des Empfangers in Geldleistungen: Der direkte finanzielle Beitrag (in
Form von Geldleistungen) aus Eigenmitteln des Antragstellers und/oder der Beitrag
etwaiger anderer Geldgeber. Dabeli muss es sich um tatséchliche Ausgaben handeln,
d.h. um in den Bichen des Finanzhilfeempféngers nachvollziehbare
K ontobewegungen.

- Die durch die Manahme erzielte Einnahmen: Etwaige Einnahmen aus der
Durchfiihrung der Mal3nahme sind genau aufzuschlisseln (z. B. Erlése aus dem
Verkauf von Veroffentlichungen).

- DieFinanzhilfe der Gemeinschaft: Die bei der Kommission beantragte Finanzhilfe.

4 Berechnung der Hohe der Finanzhilfe

Wird der Vorschlag ausgewahlt, berechnet die Kommission den Beitrag der Gemein-
schaft als Prozentsatz des Gesamtbetrags der im Finanzplan genannten forderféhigen
Kosten fir die Durchfiihrung der Mal3nahme.

Die Kommission behélt sich das Recht vor, die Finanzhilfe zu kirzen, wenn die
Mal3nahme zwar den definierten Kriterien entspricht, aber as zu teuer beurteilt wird.
Ferner behélt sie sich vor, einzelne Positionen zu kiirzen, falls diese Uberhéht erscheinen.

Ermittlung des endgultigen Betrags der Finanzhilfe

Die Hohe der Finanzhilfe der Gemeinschaft wird unter Anwendung des Prinzips der
»doppelten Obergrenze” auf der Grundlage der tatsachlichen foérderfahigen Ausgaben
berechnet; dabel wird die Einhaltung des Gewinnverbots Uberprift.

- Anwendung des Prinzips der , doppelten Obergrenze", durch die die Finanzhilfe
sowohl durch den prozentualen Antell der forderfahigen Kosten als auch durch denin der
Finanzhilfevereinbarung festgel egten Hochstbetrag limitiert wird

Bei der Berechnung der Finanzhilfe der Gemeinschaft wird der in der
Finanzhilfevereinbarung festgel egte Prozentsatz fur die Kofinanzierung der forderfahigen
Kosten auf den Gesamtbetrag der tatséchlichen forderfahigen Kosten angewandt. Der so
ermittelte Betrag darf den in der Vereinbarung fir die Finanzhilfe festgel egten
Hochstbetrag nicht Uberschreiten.

Sind die tatsachlichen Ausgaben niedriger als die im Finanzplan ausgewiesenen Kosten,
wird die tatséchliche Finanzhilfe ebenfalls anteilig gekirzt, so dass der prozentuale
Finanzierungssatz unverandert bleibt. Sind die tatschlichen Ausgaben hoher asdieim
Finanzplan ausgewiesenen Kosten, wird die Finanzhilfe der Gemeinschaft nicht erhoht.
Esliegt daher im Interesse des Antragstellers, einen realistischen Finanzplan vorzulegen.

Die Beriicksichtigung dieser Mehrwertsteuer als forderfahige Ausgabe wiirde zur

Doppelfinanzierung (durch die Gemeinschaft und die Finanzbehtrde) fuhren.
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- Uberpriifung der Einhaltung des Gewinnver bots

Mit der Finanzhilfe darf der Empfanger keinen Gewinn anstreben oder erzielen.
Hierausfolgt, dassin dem Fall, dass die Gesamteinnahmen aus der Mal3nahme die
Gesamtausgaben Ubersteigen, die Finanzhilfe entsprechend reduziert wird, so dass kein
Gewinn erzielt wird.

Ein bloRer Kostenvoranschlag reicht nicht aus, um eine Finanzhilfe zu erhaten. Die
Hohe der Finanzhilfe kann deshalb erst dann endguiltig berechnet werden, wenn die
Kommission den abschlief3enden Tétigkeitsbericht und die Endabrechnung erhalten hat.
Den fir die Durchfihrung der Mal3nahme vorgesehenen Ausgaben miissen vom
Antragsteller geleistete Zahlungen gegentiberstehen. Die Zahlungen sind durch Vorlage
von Rechnungen oder gleichwertigen Belegen nachzuweisen, um als tatséchliche
Ausgaben anerkannt zu werden. Aul3erdem muss es sich um tatsachlich angefallene und
nicht etwa um projektierte Kosten handeln.

5 Vereinbarung Uber die Gewahrung einer Finanzhilfe

Gewahrt die Kommission eine Finanzhilfe, wird mit dem Finanzhilfeempfanger eine
Standardvereinbarung geschlossen, in der die Bedingungen und der Hochstbetrag der
Finanzhilfe festgelegt sind.

Den erfolgreichen Antragstellern werden zwei Original ausfertigungen der Vereinbarung
Uber die Gewahrung einer Finanzhilfe zugesandt, die nach Best&tigung und
Unterzeichnung an die Kommission zurtickzuschicken sind. Anschlief3end sendet die
Kommission dem Antragsteller ein von ihr unterzeichnetes Exemplar zurtick.

6 Zahlungsverfahren
Die Zahlungsbedingungen werden in der Finanzhilfevereinbarung festgel egt.

Die Restzahlung erfolgt nach Genehmigung des Abschlussberichts tber die technische
Durchfthrung und der Endabrechnung durch die Kommission.

7 Sicherheitsleistung®®

Die Kommission kann vom Empfanger eine vorherige Sicherheitsleistung verlangen, um
die mit der Auszahlung der Vorfinanzierung verbundenen finanziellen Risiken zu
begrenzen.

Die auf Euro lautende Sicherheitsleistung muss einen hinreichend langen Zeitraum
abdecken, damit siein Anspruch genommen werden kann. Die Sicherheit wird von
einem zugel assenen Bank- oder Finanzinstitut mit Sitz in einem der Mitgliedstaaten
gestellt.

Die Freigabe der Sicherheit erfolgt im Zuge der Verrechnung der V orauszahlung mit den
Zwischenzahlungen bzw. der Zahlung des Restbetrags, die nach Mal3gabe der Finanz-
hilfevereinbarung an den Empfénger geleistet werden.

17 Artikel 109 Absatz 2 HO.

18 Zwingend vorgeschrieben, wenn die Vorfinanzierung mehr als 80 % des
Gesamtbetrags der Finanzhilfe ausmacht und 60 000 EUR Ubersteigt. Bei 6ffentlichen
Einrichtungen und internationalen Organisationen oder bei Empfangern, die eine
Partnerschaftsrahmenvereinbarung mit der Kommission abgeschlossen haben, kann auf

diese Bestimmung verzichtet werden. (Artikel 118 HO und Artikel 182 Absatz 2 DB).
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Die Sicherheit kann durch eine selbstschul dnerische Blrgschaft eines Dritten oder die
unwiderrufliche und unbedingte Solidarburgschaft der an derselben Finanzhilfe-
vereinbarung beteiligten Beglnstigten einer Mal3nahme ersetzt werden.

8 Bankkonto und Zinsertrage aus den
Vorfinanzierungen™®

Zahlungen erfolgen auf ein auf Euro lautendes Bankkonto oder Unterkonto des
Empfangers. Dieses vom Empfanger angegebene Konto oder Unterkonto muss es
erlauben, die von der Kommission Uberwiesenen Betrage zu identifizieren.

Wenn die auf dieses Konto getétigten Zahlungen nach dem Recht des Staates, in dem das
Konto gefuhrt wird, Zinsen tragen oder gleichwertige Vergtinstigungen bieten, so sind
dieseim Fall von Vorauszahlungen, die Eigentum der Européi schen Gemeinschaft
bleiben, nicht als Einnahmen fir die Mal3nahme zu behandeln.

Wie in der Finanzhilfevereinbarung festgelegt, teilt der Empféanger der Kommission die
Hohe der Zinsen oder gleichwertiger Gewinne mit, die durch Vorauszahlungen in Héhe
von Uber 50 000 EUR, die er von der Kommission erhalten hat, entstanden sind. Diese
Mitteilung muss zusammen mit dem Antrag auf Zwischenzahlung oder Zahlung des
Restbetrags, der sich aus der Verrechnung mit der Vorfinanzierung ergibt, erfolgen.
Zinsertrage aus V orauszahlungen zwischen 50 000 und 750 000 EUR werden direkt von
den Zahlungen abgezogen. Zinsen aus V orauszahlungen tiber 750 000 EUR werden
durch eine Einziehungsanordnung eingezogen.

Fur an die Mitgliedstaaten, deren regionale oder ¢rtliche Behdrden, einschliefdlich der
diesen unterstellten Organe und Verwaltungs- und Hilfsstrukturen geleistete

V orauszahlungen oder Vorauszahlungen, die im Rahmen der gemeinsamen Verwaltung
mit internationalen Organisationen geleistet wurden, sind an die Gemeinschaft keine
Zinsen zu entrichten.

Alle Kosten im Zusammenhang mit diesen Bestimmungen (etwa die Kosten fur die
Er6ffnung oder Schlief3ung von Konten) sind forderfahig und kénnen im Finanzplan
verbucht werden.

9 Berichte und sonstige Unterlagen

Der Abschlussbericht Uber die Durchfiihrung des Projekts, der Mal3nahme oder der
Initiative ist zusammen mit der Endabrechnung aller tatséchlichen Ausgaben und
tatséchlichen Einnahmen innerhalb von drei Monaten nach dem Ende der Mal3nahme
vorzulegen. Im Abschlussbericht ist zumindest auf folgende Punkte einzugehen:

[1) Wie wurde die Mal3nahme durchgefiihrt? Ist sie gemal? der Beschreibung der
MalRnahme im Anhang zur Finanzhilfevereinbarung abgelaufen? (Beschreibung der
Malnahme, ihrer Ergebnisse und der Methodik, der vorgesehenen Aktivitaten, des
Zeitplans, der Partner und Teilnehmer usw.)

2) Inwieweit wurden die mit der Maf3nahme angestrebten Ziele erreicht?

3) Worin bestand der zusitzZliche Nutzen der MalRnahme? Beschreiben Se die
transnationale Dimension des Projekts.

4) Wie wurde die MaRnahme in der Offentlichkeit bekannt gemacht, und wie wurde fir

19 Artikel 5aHO, Artikel 3, 4 und 4aDB.
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eine Verbreitung der Ergebnisse gesorgt?

5) Welche anderen Lehren wurden aus der Mal3nahme gezogen? Welche Lehren wurden
aus der Maf3nahme gezogen?

6) Gibt es Plane fir ein Follow-up des Projekts und falls ja, welche?.]

Zusétzlich sind die in der Aufforderung zur Einreichung von V orschlégen genannten
Unterlagen vorzul egen.

Wird der Abschlussbericht al's nicht angemessen bzw. als qualitativ unzureichend
bewertet, behélt sich die Kommission das Recht vor, innerhalb von 60 Tagen nach
Eingang des Berichts zusétzliche Informationen anzufordern und erforderlichenfalls die
Abschlusszahlung auszusetzen, bis die verlangten Informationen vorgel egt werden.

10 Publizitatsmassnahmen

In allen Verdffentlichungen und/oder anderen Materialien sowie bel allen Aktivitéten
(Konferenzen oder Seminaren usw.), fur die die Finanzhilfe verwendet wird, ist von den
Empfangern ausdriicklich darauf hinzuweisen, dass die Mal3nahme von der Européischen
Union finanziell unterstitzt wird. Hierbel ist die folgende Formulierung zu verwenden:
»Mit Unterstitzung der Europaischen Union“. Auch das EU-Logo sollte sichtbar sein.
Samtliche Mitteilungen oder Verdffentlichungen des Empféngers missen — ungeachtet
ihrer Form und des Mediums — einen Hinweis darauf enthalten, dass sie nur den Urheber
binden, und dass die Kommission nicht fir die weitere Nutzung der in der Mitteillung
oder Veroffentlichung enthaltenen Informationen haftet.

Zusétzlich zu diesen Mindestanforderungen sind die in der Aufforderung zur Einreichung
von Vorschldgen genannten V erwei se anzugeben.

Alleim Laufe eines Haushalts ahres gewéhrten Finanzhilfen missen im ersten Halbjahr
nach Abschluss des Haushaltsjahres, zu dessen Lasten sie gewahrt wurden, auf der
Website der Gemeinschaftsorgane verdffentlicht werden.

Mit der Unterzeichnung der Finanzhilfevereinbarung fir eine Mal3nahme erteilt der
Empfanger der Kommission die Vollmacht zur Ver6ffentlichung folgender
Informationen in jeder beliebigen Form und auf jedem beliebigem Medium,
einschlieRlich der Website der Gemeinschaft™:

- Name und Anschrift des Finanzhilfeempfangers,

- Gegenstand der Finanzhilfe,

- gewéhrter Betrag und der Finanzierungssatz der K osten der Mal3nahme.

Auf hinreichend begriindeten Antrag des Finanzhilfeempféngers kann auf diese
Bekanntmachung verzichtet werden, wenn die Preisgabe der genannten Informationen
die Sicherheit des Empféngers oder seine wirtschaftlichen Interessen zu beeintréchtigen
droht.

Um eine weitere Verbreitung der Projektergebnisse zu erzielen verpflichtet sich der
Antragsteller, die Ergebnisse des Projekts mindestens ein Jahr lang auf seiner Website
bereitzustellen. Dabei ist deutlich anzugeben, dass das Projekt von der Européischen
Kommission finanziell unterstiitzt wurde.

2 Artikel 110 Absatz 2 HO und Artikel 169 Absatz 2 DB.
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11 Bewertung

Der Vorschlag sollte eine spezifische Bewertungskomponente fir die laufende Beglei-
tung und die abschlieffende Bewertung der Mal3nahme beinhalten. Die entsprechenden
Kosten kdnnen im Finanzplan als forderfahige Kosten aufgefuhrt werden.

Die ausgewahlten V orschlage konnen einer laufenden Bewertung sowie einer Ex-post-
Bewertung durch die Européi sche Kommission und/oder durch von der Européischen
K ommission ausgewahlte externe Sachverstandige unterzogen werden. Die Finanz-
hilfeempfanger verpflichten sich daher, der Kommission und/oder den von ihr
beauftragten Personen alle Unterlagen und Informationen zur Verfiigung zu stellen, die
der reibungslosen Durchfiihrung dieser Bewertung dienlich sein kénnen, und ihnen die
entsprechenden Zugangsrechte zu gewahren.

12 Kontrollen und Prifungen

In den folgenden Féllen muss ein von einem externen Rechnungspriifer erstellter Bericht
bei gebracht werden:

12.1Rechnungspriufungsbericht als Nachweis fir Antrage auf
Finanzhilfe*!

Vorschlagen von Organisationen fir eine Mal3nahme, bei der die Finanzhilfe

500 000 EUR ubersteigt, ist ein von einem externen Rechnungsprufer erstellter Bericht
beizulegen. In diesem Bericht sind die Rechnungen des | etzten abgeschl ossenen
Rechnungsahres zu bescheinigen.

12.2Rechnungsprifungsbericht als Nachweis far
Zahlungsantrage®

Bel einer Finanzhilfe fur eine Mal3nahme ab einem Wert von 750 000 EUR ist Zahlungs-
antragen, wenn sich ale Zahlungsantrage fur V orauszahlungen und fir die Restzahlung
zusammen pro Rechnungg ahr auf mindestens 325 000 EUR belaufen, ein von einem
zugel assenen externen Rechnungsprifer bzw. bel 6ffentlichen Einrichtungen von einem
hinreichend qualifizierten und unabhangigen Beamten erstellter Bericht beizulegen. Mit
dem Bericht wird bestétigt, dass die vorgelegte Rechnungsfiihrung den finanziellen
Bestimmungen der Vereinbarung entspricht, dass die Kosten, die vom Empfénger in der
Kostenaufstellung, auf die sich der Zahlungsantrag stiitzt, angegeben werden, tatséchlich
angefallen, wahrheitsgetreu angegeben und geméal’ der Finanzhilfevereinbarung
forderfahig sind und dass samtliche Einnahmen ausgewiesen wurden.

Sofern es sich bei den Finanzhilfeempfangern um 6ffentliche Einrichtungen oder
international e Organisationen handelt, kann auf die Verpflichtung zur Vorlage der
Bescheinigung Uber die Kostenaufstellung und die zugrunde liegenden Vorgéange
verzichtet werden. Wenn keine externe Rechnungsprifung fur die Mal3nahme verlangt
wird, ist vom Empfanger selbst eine ehrenwortliche Erklarung abzugeben, dass die in den
Zahlungsantragen enthaltenen Angaben vollsténdig und glaubwirdig sind und der
Wahrheit entsprechen. Er hat auf3erdem zu versichern, dass die verauslagten Kosten
gemal3 der Finanzhilfevereinbarung als forderfahig anerkannt werden kénnen und die

2L Artikel 173 Absatz 4 DB.
22 Artikel 180 Absatz 2 DB.
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Zahlungsantrage durch geeignete Nachwei se belegt sind, die gegebenenfalls einer
Uberpriifung unterzogen werden.

Der Finanzhilfeempfanger verpflichtet sich, alle Informationen vorzulegen, welche die
Kommission oder eine von der Kommission beauftragte externe Einrichtung verlangt,
um sich der ordnungsgemal3en Durchfihrung der Mal3nahme und der ordnungsgeméaliien
Umsetzung der Vereinbarung zu vergewissern. Der Finanzhilfeempfanger muss es der
Kommission und/oder dem Européi schen Rechnungshof ermdglichen, falls diese es fir
angebracht halten, die Buchfuhrungsunterlagen seiner Organisation zu prifen. Zu diesem
Zweck hat der Finanzhilfeempfénger samtliche Belege fuir Ausgaben aufzubewahren,
und zwar Uber einen Zeitraum von funf Jahren ab der letzten Zahlung der Kommission.

13 Verfahren: Elektronische Einreichung von Antragen—
SWIM

Uber die Internet-Anwendung SWIM (SAGA Web Input Module) kénnen
Antragsteller/Finanzhilfeempféanger Antrége auf Finanzhilfe, Zahlungsantrage und
Antrage auf Anderung des Finanzplans eingeben, andern, bestétigen, ausdrucken und
einreichen. Der Zugang zu SWIM erfolgt tber die folgende I nternetadresse®:
https://webgate.ec.europa.eu/swim

13.1Einreichen von Finanzhilfeantragen

Der Antrag auf Finanzhilfe muss zunachst auf el ektronischem Wege ausgeftillt werden.
Hierzu zunéchst Uber die oben angegebene I nternetadresse das System aufrufen und auf
den Link ,, Neuer Finanzhilfeantrag” klicken. Anschlief3end die Nummer der
gewunschten Aufforderung zur Einreichung von Vorschlégen auswahlen und den Antrag
ausfullen. Wenn der Antrag fertig ausgefullt ist, auf die Schaltflache , Einreichen”
klicken, um das Einreichungsverfahren abzuschliefzen.

Bitte beachten Sie dabei, dass an dem auf elektronischem Wege eingereichten
Antragsformular keine nachtraglichen Anderungen vorgenommen werden kénnen.

Nach der elektronischen Einreichung muss—wie in der Aufforderung zur Einreichung
von Vorschlgen beschrieben — das Antragsformular zusétzlich ausgedruckt, vom
rechtlichen Vertreter der Organisation, von welcher der Vorschlag eingereicht wird,
unterzeichnet, und per Post an das zusténdige Referat geschickt werden.

Bel Nichteinhaltung dieses Verfahrens gilt der Antrag als nicht forderfahig.

13.2Zahlungsantrage und Anderungen des Finanzplans

Zusétzlich zu den in der Finanzhilfevereinbarung angegebenen Unterlagen sind Belege,
die als Nachweis fir weitere Vorauszahlungen und fr die Zahlung des Restbetrags
verlangt werden, sowie Antrége auf Anderungen des Finanzplans in Form eines
Addendum ebenfalls auf elektronischem Wege mithilfe von SWIM einzureichen.

Fir die Anmeldung bei SWIM und den Zugang zu seiner Finanzhilfeakte muss der
Empfanger auf der Login-Seite von SWIM das Aktenzeichen und das Kennwort
eingeben, das ihm beim Anlegen des Finanzhilfeantrags vom System zugewiesen wurde.

% Dje weiteren technischen Einzelheiten der Nutzung von SWIM sind dem , SWIM End

User Manua“ zu entnehmen, das auf der SWIM-Webseite abrufbar ist.
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14 Datenschutz
Ihr Antrag auf Finanzhilfe wird in einem DV -gestiitzten System verarbeitet.

Alle personenbezogenen Daten (Namen, Adressen, Lebendaufe usw.) werden geméal3 der
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europaischen Parlaments und des Rates vom

18. Dezember 2000 zum Schutz nattrlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien
Datenverkehr®® verarbeitet. Die Antworten auf die Fragen des Formulars werden zur
Bewertung | hres Finanzhilfeantrags benttigt und ausschliefdlich zu diesem Zweck durch
das fur das Finanzhilfeprogramm der Gemeinschaft zustandige Referat verarbeitet.

Auf Anfrage kdnnen Sie die personenbezogenen Daten anfordern und diese berichtigen
oder erganzen. Bei Fragen zu diesen Daten wenden Sie sich bitte an die Dienststelle der
Kommission, an die das Formular zuriickzusenden ist. Die Finanzhilfeempfanger knnen
sich bei Beschwerden gegen die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten jederzeit
an den Européischen Datenschutzbeauftragen wenden.

Die Antragsteller und — bei juristischen Personen — auch digjenigen, die Vertretungs-,
Entscheidungs- und Kontrollbefugnisse Uber den Antragsteller besitzen, werden darauf
hingewiesen, dass in dem Fall, dass sie sich in einer der Situationen befinden, die
aufgefiihrt sind in

- dem Beschluss der Kommission vom 16.12.2008 Uber das von den
Anweisungsbefugten der Kommission und den Exekutivagenturen zu
verwendende Frihwarnsystem (ABI. L 344 vom 20.12.2008, S. 125) oder

- der Verordnung der Kommission vom 17. Dezember 2008 Uber die zentrale
Ausschlussdatenbank (BDCE) (ABI. L 344 vom 20.12.2008, S. 12),

ihre  Kontaktangaben (Name/Bezeichnung, Vorname bei natlrlichen Personen,
Anschrift/Hauptsitz, Rechtsform sowie — bel juristischen Personen — Name und Vorname
der Personen, die Vertretungs-, Entscheidungs- und Kontrollbefugnisse besitzen)
entweder nur im Frihwarnsystem (FWS) oder aber im FWS und in der zentralen
Ausschlussdatenbank (BDCE) registriert und den in dem obigen Beschluss bzw. der
obigen Verordnung genannten Personen oder Stellen im Zusammenhang mit der Vergabe
oder Ausfuihrung eines dffentlichen Auftrags oder einer Finanzhilfeentscheidung oder -
vereinbarung mitgeteilt werden kénnen.

% ABI. L 8 vom 12.1.2001.
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ANHANG 2

LEISTUNGSBESCHREIBUNG FUR UNTERAUFTRAGE AN EXTERNE
FACHLEUTE (MODELL)

Leistungsbeschreibung—...............
1. Hintergrund
2. Auftragsgegenstand
3. Vom Auftragnehmer zu erbringende Leistungen

3.1 Aufgabenbeschreibung

3.2. Leitlinien und Hinweise zur Erbringung der Leistungen und zur Methodik
4. Erforderliche Fachkenntnis
5. Zeitplan und Berichterstattung
6. Zahlungsbedingungen und Standardvertrag
7. Preis
8. Auswabhlkriterien
9. Vergabekriterien
(Option 1)

Den Zuschlag erhdt der Bieter, der das nach folgenden Kriterien wirtschaftlich ginstigste
Angebot einreicht:

Anmerkung: Der Auftrag kann nicht an einen Bieter gehen, der bel Anlegen der
Zuschlagskriterien ein Ergebnis unter 70 % erreicht.

(Option 2)
Den Zuschlag erhélt der Bieter, der das Angebot mit dem niedrigsten Preis einreicht.

10. Inhalt und Aufmachung des Angebots
10.1 Inhalt des Angebots

10.2 Einreichung des Angebots

-30-



	2.1. Fristen für die Antragseinreichung und die Umsetzung der Maßnahmen
	3.1.2. Förderfähige Antragsteller
	3.1.3. Förderfähige Aktivitäten
	3.1.4. Förderfähige Anträge
	Um für eine Finanzhilfe in Betracht zu kommen, müssen die Anträge folgende Bedingungen erfüllen:
	4.1. Wo ist das Antragsformular zu finden?
	4.2. An wen ist der Antrag zu übermitteln?
	4.3. Was kommt dann? Angenommene und abgelehnte Anträge

	Abgelehnte Anträge
	Die Europäische Kommission teilt eine abschlägige Entscheidung spätestens einen Monat nach der Sitzung des Bewertungsausschuss
	Vor Ablauf der genannten Fristen eingehende Anfragen zur Bearbeitung der Unterlagen werden nicht beantwortet.
	Angenommene Anträge
	1 Allgemeine Grundsätze
	2 Bestimmungen für den beantragten Finanzhilfebetrag
	3 Finanzplan der Massnahme
	3.1 Der Finanzplan muss detailliert und ausgeglichen sein
	3.2 Ausgaben
	3.2.1 Allgemeine Voraussetzungen für die Förderfähigkeit von Kosten
	3.2.2 Förderfähige direkte Kosten
	3.2.3 Förderfähige indirekte Kosten – Gemeinkosten
	3.2.4 Nicht förderfähige Kosten

	3.3 Einnahmen

	4 Berechnung der Höhe der Finanzhilfe
	5 Vereinbarung über die Gewährung einer Finanzhilfe
	6 Zahlungsverfahren
	7 Sicherheitsleistung
	8 Bankkonto und Zinserträge aus den Vorfinanzierungen
	9 Berichte und sonstige Unterlagen
	10 Publizitätsmassnahmen
	11 Bewertung
	12 Kontrollen und Prüfungen
	12.1 Rechnungsprüfungsbericht als Nachweis für Anträge auf Finanzhilfe
	12.2 Rechnungsprüfungsbericht als Nachweis für Zahlungsanträge

	13 Verfahren: Elektronische Einreichung von Anträgen– SWIM
	13.1 Einreichen von Finanzhilfeanträgen
	13.2 Zahlungsanträge und Änderungen des Finanzplans

	14 Datenschutz
	ANHANG 2
	LEISTUNGSBESCHREIBUNG FÜR UNTERAUFTRÄGE AN EXTERNE FACHLEUTE (MODELL)


